Rainer-Michael Lehmann
Mitglied des Abgeordnetenhauses von Berlin

Stellv. Vorsitzender der FDP-Fraktion

Gesundheits-, arbeits- und sozialpolitischer Sprecher

Barrierefreiheit 

Selbstverständlich unterstützt die FDP größtmögliche Barrierefreiheit und behindertengerechte Bauweisen in Berlin. Die Berliner Bauordnung muss deshalb eingehalten werden. Die Liberalen fordern zusätzlich, im Rahmen eines Pilotprojektes den Einsatz so genannter tastbarer Grafiken zur Erleichterung der Orientierung von Menschen mit visuellen Einschränkungen im Stadtgebiet zu untersuchen. Zu diesem Zweck sind in Zusammenarbeit mit der Humboldt-Universität und weiteren öffentlichen und privaten Institutionen und Unternehmen für das Pilotprojekt und eine spätere Breitenanwendung geeignete Einsatzfelder zu untersuchen und die Beteiligten nach Möglichkeit auch für die Finanzierung des Projektes zu gewinnen. Barrierefreiheit ist für die FDP einer der wichtigsten Aspekte für die Teilhabe behinderter Menschen in Berlin. Die gilt für öffentliche Gebäude, den ÖPNV und beispielsweise auch für Arztpraxen. Wir appellieren an Praxisbetreiber, auch in ihrem eigenen Interesse, Barrierefreiheit zu gewährleisten. Auch an den Hochschulen sind Bedingungen zu schaffen, die das Studium von Menschen mit Behinderungen Normalität werden lassen. Neben baulichen und anderen Maßnahmen, die das Studium erst ermöglichen, setzen wir auf die verantwortliche Zusammenarbeit von Studenten, Universitätsverwaltung und Hochschullehrern, um Ideen zur individuellen Unterstützung zu entwickeln.

Freifahrtregelung im ÖPNV
An der bestehenden Freifahrtregelung sollte grundlegend nichts geändert werden. Worauf die Liberalen jedoch wert legen, ist die uneingeschränkte Nutzung des Fahrdienstes für ehrenamtlich Tätige. Für all diejenigen, die sich die Nutzung des Fahrdienstes nach der achten Fahrt nicht leisten können, sollte eine Härtfallkommission eingesetzt werden, um bestmögliche Mobilität für Menschen mit Behinderungen zu erreichen.

Landespflegegeld
Die Liberalen setzen sich dafür ein, dass das Landespflegegeld erhalten bleibt. Die Einrichtung einer zentralen Landespflegegeldstelle unterstützt die FDP, denn damit erreicht man mehr Transparenz und Effizienz für die Betroffenen und spart überdies auch noch Geld.
Medizinische Versorgung hörgeschädigter Menschen / Festbeträge für Hörgeräte

Die Versorgung hörgeschädigter Menschen muss gesichert werden. Wir erachten das Hören ebenfalls als Grundrecht. Die FDP schlägt vor, die Festbeträge für Hörgeräte einkommensabhängig zu ermitteln. Diejenigen, die sich teuere Hörgeräte nicht leisten können, sollen über die Sozial- und Transfersysteme unterstützt werden, die bestmögliche Versorgung zu erhalten.
Gebärdensprachdolmetscher Abendschau RBB

Der Einsatz von Gebärdensprachdolmetschern im Programm des RBB ist längst überfällig. Schon mehrfach haben die Liberalen den Vorschlag gemacht, ebenso wie viele Vereine und Verbände, bei der Abendschau  Gebärdensprachdolmetscher einzusetzen. Umso unverständlicher ist es, dass der RBB dieser Forderung noch nicht nachgekommen ist.  Wir sind der Auffassung, dass es geradezu die Pflicht des RBB als öffentlich rechtliche Einrichtung - die mit öffentlich erhobenen Zwangsgebühren finanziert wird - sein muss, auch Menschen mit Behinderungen zu Informieren. Das gebietet nicht zuletzt der Grundsatz der Gleichberechtigung, zu dem wir uns deutlich bekennen.

Gebärdensprachdolmetscher in Krankenhäusern

Gebärdensprachdolmetscher sollten auch in Krankenhäusern eingesetzt werden, um hörbehinderten Menschen die ohnehin schon unangenehme Situation eines dortigen Aufenthalts einfacher zu machen. Die FDP schlägt vor, einen Bereitschaftsdienst von Gebärdensprachdolmetschern einzurichten, der im Bedarfsfall zeitnah vor Ort sein kann, um zu helfen. 
Prävention

Die Prävention - verstanden als aktive Gesundheitsvorsorge - ist primär eine individuelle Herausforderung. Jeder Einzelne ist dafür verantwortlich, durch eine gesundheitsbewusste Lebensweise der Entstehung von Gesundheitsrisiken vorzubeugen, qualitätsgesicherte Angebote sachgerecht zu nutzen und auch bei bereits vorhandenen Krankheiten durch ein verantwortungsbewusstes Verhalten dazu beizutragen, dass eine Besserung erreicht oder eine Verschlimmerung vermieden werden kann. Es ist aber eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die Bedeutung von Prävention und Gesundheitsförderung zur Vermeidung, Heilung und Linderung bei vielen Erkrankungen zu verdeutlichen und zielgerichtet Menschen, die von sich heraus ohne Hilfe nicht zu einem gesundheitsbewussten Leben in der Lage sind, dabei zu unterstützen, entsprechende Aktivitäten zu entfalten. Die Finanzierung darf deshalb nicht allein auf die Kranken- bzw. Sozialversicherung zentriert werden.

Im Hinblick auf die knappen finanziellen Ressourcen kommt es darauf an, keine neuen bürokratischen Strukturen zu schaffen, sondern die vorhandenen koordiniert zu nutzen. Dabei spielt eine Optimierung der Zusammenarbeit staatlicher Organisationen mit der Selbsthilfe, die einen speziellen Zugang zu den Betroffenen hat, eine große Rolle. 

Eine Gesamtstrategie muss verhaltensbezogene und verhältnisbezogene Maßnahmen berücksichtigen mit dem Ziel, dass Menschen mehr Verantwortung für ihre eigene Gesundheit und die Gesundheit anderer übernehmen. Darüber hinaus sollen sie besser in die Lage versetzt werden, die Angebote des Gesundheitswesens sachgerecht zu nutzen. Notwendig ist eine Hilfestellung durch kompetente Partner wie Ärzte, Pflegekräfte, Krankenkassen, und Patientenverbände, die sich zur Aufbereitung und Vermittlung der notwendigen Informationen zusammenschließen sollen. 

Damit Kinder sich zu eigenverantwortlichen Bürgern entwickeln können, bedarf es einer frühzeitigen, umfassenden Gesundheitsförderung, die Eigenaktivität, Eigenverantwortung, soziale Verantwortung, Gesundheitsbewusstsein und Lebenskompetenz von klein auf fördert. Um die Entwicklung zu gesundheitsbewusstem Verhalten zu unterstützen, sind geeignete Rahmenbedingungen, eine geeignete Infrastruktur und eine umfassende Informations- und Kommunikationsstrategie notwendig. Wichtige Orte der Prävention sind Familie, Kindergarten, Schule, Betrieb und Kommune. Auch die Medien spielen in diesem Zusammenhang eine große Rolle. Sie müssen über ihren Bildungsauftrag bzw. über freiwillige Vereinbarungen stärker in die gesamtgesellschaftliche Verantwortung eingebunden werden. 

Im Hinblick auf die knappen finanziellen Ressourcen ist eine Priorisierung unumgänglich. Im Vordergrund sollen Maßnahmen zur Verhinderung vermeidbarer, besonders belastender und besonders teurer Krankheiten stehen, die bevorzugt an folgenden Zielgruppen ansetzen sollen: Kinder und Jugendliche, Senioren und benachteiligte Gruppen.

Das Potential der Selbsthilfe, das im § 20 SGB V festgeschrieben ist, muss gestärkt werden. Gerade für die FDP, die auf Eigenverantwortung setzt, haben Selbsthilfegruppen einen ganz wichtigen Stellenwert. Sie leisten mehr als jeder andere Hilfe zur Selbsthilfe und tragen damit neben der Verbesserung der Lebenssituation der kranken Menschen auch dazu bei, Kosten im Medizinbetrieb zu reduzieren. 

Prävention von Krebserkrankungen

Prävention muss schon bei den ganz Jungen ansetzen: Damit Kinder sich zu eigenverantwortlichen Bürgern entwickeln können, bedarf es einer frühzeitigen, umfassenden Gesundheitsförderung, die Eigenaktivität, Eigenverantwortung, soziale Verantwortung, Gesundheitsbewusstsein und Lebenskompetenz von klein auf fördert. Um die Entwicklung zu gesundheitsbewusstem Verhalten zu unterstützen, sind geeignete Rahmenbedingungen, eine geeignete Infrastruktur und eine umfassende Informations- und Kommunikationsstrategie notwendig. Wichtige Orte der Prävention sind Familie, Kindergarten, Schule, Betrieb und Kommune. Auch die Medien spielen in diesem Zusammenhang eine große Rolle. Sie müssen über ihren Bildungsauftrag bzw. über freiwillige Vereinbarungen stärker in die gesamtgesellschaftliche Verantwortung eingebunden werden. Kindern und Jugendlichen muss schon sehr früh deutlich gemacht werden, dass das Risiko, an Krebs zu erkranken, durch Verzicht auf beispielsweise Tabakwaren verringert werden kann. 
Die Früherkennung von Erkrankungen spielt bei den Bestrebungen, die Prävention zu stärken, eine große Rolle. Deshalb wird mit allen Beteiligten darüber zu reden sein, welche Vorsorgeuntersuchungen notwendig und sinnvoll sind. Ein sehr gutes Beispiel hierfür ist das Mammographie Screening Programm zur Früherkennung von Brustkrebs. 

Solche Maßnahmen sollen Bestandteil des Krankenversicherungsschutzes sein. 

Die Disease Management Programme sind in den Augen der FDP zu begrüßen. Sie sorgen dafür, dass sich alle Beteiligten Gedanken über eine strukturierte Behandlung machen. Allerdings müssen sie vom Risikostrukturausgleich abgekoppelt werden, um die Maßnahmen auf diejenigen zu konzentrieren, die von solchen Programmen wirklich profitieren können. Zudem muss dafür gesorgt werden, dass möglichst wenig bürokratischer Aufwand betrieben wird.

Rheumakranke 

Es ist wünschenswert, dass sich weitere Krankenkassen der so genannten Rheumavereinbarung zwischen der AOK-Berlin und der Kassenärztlichen Vereinigung Berlin anschießen. Mit dieser Vereinbarung zur Verbesserung der Qualität der Behandlung ist man einen Schritt in die richtige Richtung gegangen, die Versorgung rheumakranker Menschen zu verbessern.
Ein Schwerpunkt muss aber auch auf die Forschung gesetzt werden. Die Liberalen wollen deshalb den Wissenschaftsstandort Berlin stärken. Nur wenn umfangreiche und ideologiefreie Forschung die Ursachen für die Vielzahl von Krankheiten identifiziert und innovative Medikamente entwickelt werden können, kann man Krankheiten wie Rheuma an der Wurzel packen und effektiv gegensteuern. 

Im Arzneimittelbereich werden in den nächsten Jahren stärker auf die individuellen Bedürfnisse zugeschnittene Medikamente entwickelt. Gentechnik und Medizintechnik bieten große Chancen. Im Regelfall sind diese Entwicklungen zumindest in der Anfangsphase mit höheren Kosten verbunden. Da der medizinische Fortschritt gerade den Älteren zu Gute kommt, ergibt sich in Kombination mit der Bevölkerungsentwicklung ein brisantes Gemisch, das durch die Bildung von Altersrückstellungen gemildert werden kann. 

Menschen ohne Versicherungsschutz

Die gesundheitliche Versorgung in Deutschland ist nach wie vor sehr gut. Das gilt grundsätzlich für alle Bevölkerungsschichten. Die Wiedereinführung der Härtefallregelung, die die FDP fordert (ein entsprechender Antrag ist im Deutschen Bundestag eingebracht worden) würde verhindern, dass Menschen wegen zu geringer Finanzmittel auf notwendige Gesundheitsleistungen verzichten müssen. Zudem, auch das ist nicht zu leugnen, gibt es bereits eine schleichende Rationierung in den Arztpraxen, die durch die über lange Zeit angewandten gesetzlichen Budgetierungen entstanden ist. Hier muss Abhilfe geschaffen werden. Zudem muss jetzt Vorsorge für die Herausforderungen der demografischen Entwicklung in Kombination mit dem medizinischen Fortschritt getroffen werden, damit auch zukünftig eine gute gesundheitliche Versorgung unserer Bevölkerung gewährleistet ist.

Doch das deutsche Gesundheitswesen wird in seiner heutigen Ausgestaltung zunehmend an Leistungsfähigkeit verlieren. Es wird nicht länger geeignet sein, die Herausforderungen aufgrund der demografischen Entwicklung, des medizinischen Fortschritts und des abnehmenden Anteils der Lohneinkommen am Bruttosozialprodukt zu bewältigen. Jeder Bürger soll unabhängig von seiner finanziellen Situation ein Anrecht auf einen bezahlbaren Versicherungsschutz bekommen. 

Wer drastischen Beitragsanstieg und/oder Rationierung vermeiden will, muss heute Vorsorge für die Zukunft treffen. Die FDP spricht sich deshalb für eine Finanzierung aus, die auf leistungsgerechten Prämien mit Altersrückstellungen beruht. Der heutige Arbeitgeberbeitrag soll zu einem Bestandteil des Lohnes werden. Abgesehen von einer Verpflichtung zur Absicherung medizinisch unbedingt notwendiger Leistungen soll der Versicherungsschutz nach den eigenen Präferenzen zusammengestellt werden können mit einer Auswahl unter diversen Tarifen. Bürger, die aus eigenen Kräften nicht in der Lage sind, die medizinisch notwendigen Leistungen abzusichern, erhalten Unterstützung durch das Steuer- und Transfersystem. Die Prämien für Kinder übernimmt der Staat ganz ebenso wie beispielsweise die Kosten für Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft. Entstehen wird eine private Krankenversicherungslandschaft neuer Prägung, in der Altersrückstellungen bei einem Wechsel nicht entfallen. Zudem sind im Basistarif die Prämien für Männer und Frauen gleich.  Ergänzt werden muss die Umstellung der Finanzierung durch eine wettbewerbliche Ausrichtung des Gesamtsystems, bei der bürokratische Hemmnisse abgebaut werden und Transparenz geschaffen wird. Der Staat soll lediglich einen Rahmen setzen und für die soziale Absicherung sorgen. Wenn wir das Gesundheitssystem auf ein solides Fundament stellen, muss er keine Nichtversicherten mehr geben, denn diejenigen, die sich nicht aus eigenen Mitteln versichern können, sind über das Steuer- und Transfersystem geschützt. Ein solches System finanzierbar zu machen, ist eines der zentralen gesundheitspolitischen Ziele der Liberalen.   

Modellsozialamt 2005 / 2006 
Seit der Hartz IV Reform ist die Sozialpolitik in den Hintergrund des politischen Geschehens geraten. Auch hat es den Anschein, das Sozial- und Arbeitsmarktpolitik immer mehr miteinander verflochten wurde.  Die FDP-Fraktion im Abgeordnetenhaus hat sich in der 15. Legislaturperiode von folgendem Grundsatz leiten lassen: Diejenigen die Arbeiten können, müssen mehr Eigenverantwortung in Zukunft zeigen. Diejenigen aber, die krank oder behindert sind, brauchen die volle Solidarität unserer Gesellschaft. Insofern kann das Modellsozialamt dazu dienen, unseren Grundsätzen Rechnung zu tragen. Wir begrüßen daher die Bemühungen des Senats, das Projekt Modellsozialamt anzugehen, warnen aber gleichzeitig davor, dass eine Reform nicht zu Lasten der Betroffenen gehen darf. Ziel des Modellsozialamtes muss es sein, die Bedürfnisse in „kurzen Wegen und unbürokratisch“ zu erfüllen. Daher wird unsere Fraktion die Entwicklungen in Zukunft genauestens verfolgen.
Beratungsangebote für behinderte Menschen / Finanzierung 
Die Fraktion verfolgt mit Sorge das Gebaren einiger Bezirke, auf dem Rücken behinderter Menschen finanzielle Einsparungen zu erzielen. Sie ist der Meinung, dass gerade in Berlin durch eine konsequente Haushaltspolitik in anderen Bereichen größere Einspareffekten realisiert werden  könnten. Sie hatte daher einen Antrag (Dr. 15/4456) in das Parlament eingebracht, wonach die ambulante Pflege gestärkt und den Handlungen des Bezirkes Spandau entgegenwirkt werden sollte, Menschen in die stationäre Pflege abzuschieben.
Wir setzen uns dafür ein, dass das so genannte Soziale Budget nach § 17 SGB IX weiterhin gewährleistet werden soll. Gerade für Liberale erscheint es essentiell, dass Menschen in Eigenverantwortung über ihre finanziellen Belange selbst entscheiden. Der Themenkomplex Soziales Budget wurde auch im Ausschuss für Soziales behandelt. Es herrschte hier Einigkeit, dieses Instrumentarium fortzuführen und aus dem Modellstatus zu lösen.
Landesprogramme gegen Arbeitslosigkeit von behinderten Menschen / Rehabilitation, Teilhabe behinderter Menschen

Die FDP tritt stets sowohl die größtmögliche Freiheit als auch ein höchstmögliches Maß an Eigenverantwortung für jeden einzelnen Menschen ein. Diese Prinzipien sind auch Richtschnur einer liberalen Politik für Menschen mit Behinderungen. Für Liberale ist Behindertenpolitik keine Sparten-, sondern Bürgerrechtspolitik. Schon allein aus dieser liberalen Grundhaltung unterstützen wir nachdrücklich das Anliegen des SGB IX. Gerade Liberale sind sich aber auch bewusst, wie schwierig es ist, eine neue richtungsweisende Gesinnung in breiten Schichten nachhaltig zu verankern. Auch die Umsetzung des SGB IX ist der Versuch, dicke Bretter beharrlich zu durchbohren. Die FDP ist der Auffassung, dass es bei dem vollzogenen Paradigmenwechsel in der Behindertenpolitik  richtig und wichtig ist, das Gesetz nach einem gewissen Zeitraum in seinem Umsetzungsstand zu überprüfen und politisch nicht gewollte Auslegungstatbestände dem politisch Gewollten anzupassen.

Im Bericht der Rot-grünen Bundesregierung über die Lage behinderter Menschen und die Entwicklung ihrer Teilhabe (Drucksache 15/4575) ist im Abschnitt „Arbeitsmarktpolitik und Bundesagentur für Arbeit“ zu lesen, dass sich die Bundesagentur nochmals nachdrücklich zur Förderung der Teilhabe behinderter und schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben bekannt hat. Natürlich ist dies sehr erfreulich; allerdings sieht die Realität nicht immer derart positiv für Menschen mit Behinderungen aus. Das Verhalten der Bundesagentur ist kritikwürdig. So erreichen uns immer wieder Zuschriften, die befürchten lassen, dass z. B. Schülerinnen und Schüler aufgrund fehlender Mittel in diesem Jahr nicht mehr in das Eingangsverfahren für den Berufsbildungsbereich bzw. berufsvorbereitende Maßnahmen übernommen werden. Die FDP bekennt sich zu den gesetzlichen Verpflichtungen im Bereich der beruflichen Rehabilitation und Integration und deren Bedeutung für Menschen mit Behinderungen.

Die Liberalen haben den Berliner Senat aufgefordert, seinen Einfluss nach § 2 Rahmenvereinbarung zwischen dem Land Berlin und der Regionaldirektion Berlin-Brandenburg auf die Regionaldirektion Berlin-Brandenburg auszuüben, dass schwerbehinderte Menschen, die als langzeitarbeitslos gelten und somit Arbeitslosengeld-II erhalten, gezielter zu betreuen sind, indem sich spezielle Sachbearbeiter in den Job- Centern um sie kümmern.

Ich hoffe sehr, dass es uns gemeinsam gelingt, einen guten Weg zu finden, um die heute noch sehr gute gesundheitliche Versorgung auch in Zukunft aufrecht zu erhalten und eine bedarfsgerechte Behindertenpolitik zu gestalten.
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